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Bitte umsteuern!! 
Zur inklusiven Schule ohne Umweg über eine zentrale Diagnostik!! 

Die zentrale Diagnostik ist ein Bremsklotz auf dem Weg zur inklusiven Schule!! 

 

Im Gesamtkonzept „Inklusive Schule“ werden wichtige Aussagen zur bisherigen Praxis der sonderpä-

dagogischen Förderung gemacht und einige richtige Schlussfolgerungen gezogen: 

 Die großen Unterschiede bei der Förderquote in den Bezirken sind nicht hinnehmbar. 

 Die Feststellung von sonderpädagogischem Förderbedarf wird von der Zuweisung der personel-

len Ressourcen entkoppelt. 

 Die Ausstattung der Bezirke zur Gewährleistung der sonderpädagogischen Förderung wird durch 

eine pauschale Zuweisung von Ressourcen gewährleistet. 

 Dabei wird die unterschiedliche soziale Belastung der Bezirke berücksichtigt. 

 Eine gewisse Unschärfe bei der Zuteilung wird sinnvollerweise in Kauf genommen. 

 

In dem Gesamtkonzept wird sehr ausführlich beschrieben, dass die Förderschwerpunkte „Lernen“, 

„emotionale und soziale Entwicklung“ und auch „Sprache“ aus wissenschaftlicher Sicht sehr unter-

schiedlich interpretierbar und wenig scharf abgrenzbar sind. Man erhofft sich durch eine zentral ge-

steuerte Diagnostik eine Standardisierung und Gewährleistung einheitlicher und vergleichbarer Ver-

fahren. 

 

Die bezirklichen Koordinatoren, die bisher die Feststellungsverfahren organisiert haben, se-

hen die Einrichtung einer zentralen Diagnostikstelle in der vorgesehenen Form als einen gra-

vierenden Mangel des Konzeptes und als ungeeignet im Sinne der Umsetzung der inklusiven 

Ziele des Konzeptes an.  

 

Begründung: 

 Durch die zentrale Diagnostik werden personelle Ressourcen aus den Regionen abgezogen, die 

dort dringend gebraucht werden, insbesondere beim Aufbau der geplanten bezirklichen Kompe-

tenzzentren. 

 Mit einer zentralisierten Diagnostik entsteht eine überflüssige, von den regionalen Bedürfnissen 

abgekoppelte Einrichtung. Erhebliche bürokratische Reibungsverluste sind zu erwarten. Abläufe 

werden verzögert.  

 Eine personelle Trennung bei der Vorklärung, den ersten Kontakten zu den Betroffenen und der 

dann weiterführenden Diagnostik ist nicht sinnvoll. 

 Die bisherige Praxis der regionalen Diagnostik ist gekennzeichnet durch eine langjährige Vernet-

zung mit den regionalen Diensten: KJGD, KJPD, Jugendamt, Schulpsychologie, Sozialpädiatri-

schen Zentren, Kliniken, freien Praxen der Kinderärzte und Kinderpsychiater, u.a. 

 Zu einer kompetenten Kind-Umfeld-Diagnose sind diese Netzwerke und auch die genaue Kenn-

tnis der regionalen Schullandschaft unverzichtbar. 

 Eine zielführende und vor allem kontinuierliche Beratung der Eltern, Lehrer, und Schüler sowie 

der Schulleitungen und der Schulaufsicht wird durch eine zentralisierte Diagnostik erschwert und 

behindert. 



 

Zusammenfassende Einschätzung:  
 

Durch eine zentrale Diagnostik in der geplanten Form wird ohne erkennbare Notwendigkeit 

eine Partizipation aller Beteiligten am Feststellungsverfahren erschwert. Die in vielen Jahren 

aufgebauten Strukturen werden geschwächt und der weitere Aufbau der inklusiven Schulfor-

men erheblich behindert. Es wird auch verkannt, dass die sonderpädagogische Diagnostik 

sich mehr und mehr zu einer Prozessdiagnostik und einer begleitenden Förderdiagnostik 

wandelt. Dies macht vor allem eine Stärkung der sonderpädagogischen Kompetenzen vor Ort 

erforderlich. 

 

Forderungen: 

 Der Aufbau einer Zentralen Diagnostik sollte gestoppt werden. 

 Dem Aufbau und der Einrichtung der regionalen Beratungs- und Kompetenzzentren sollte Priorität 

eingeräumt werden.  

 Funktionierende regionale Strukturen sollten in geeigneter Form in die Beratungs- und Kompe-

tenzzentren integriert werden. 

 Die aufzubauenden regionalen Beratungs- und Kompetenzzentren sind ausreichend mit multipro-

fessioneller Fachkompetenz (Sonderpädagogen, Schulpsychologen, Therapeuten, Sozialpädago-

gen) auszustatten, damit sie den hohen Bedarf an wirkungsvoller und lernerfolgsorientierter Un-

terstützung, Beratung und begleitender Diagnostik umsetzen können. 

 

 

Mögliche Sofortmaßnahmen: 

Die bezirklichen Koordinatoren äußern ihre Bereitschaft zur Mitarbeit bei den angesprochenen Zielen. 

Als Schritte werden vorgeschlagen: 

 Analyse der bisherigen konkreten Vorgehensweisen in den Bezirken vor, nach, während der Ant-

ragstellung, sowie bei Verlängerung und Aberkennung von sonderpädagogischem Förderbedarf, 

bei der Gutachtenerstellung, bei Fristsetzungen, bei der Organisation der Übergänge in die Sek I 

etc. 

 Mitarbeit beim Aufbau vergleichbarer, jedoch die jeweils regionalen und sozialen Strukturen be-

denkenden, Vorgehensweisen 

 Mitarbeit bei der Integration der regionalen Diagnostik in die regionalen Beratungs- und Kompe-

tenzzentren 

 Initiierung regelmäßiger überregionaler Zusammenkünfte zwischen den regionalen Koordinie-

rungsstellen zum Zwecke eines regelmäßigen Austausches 
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